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Gesetzentwurf " Starkung der klimagerechten Entwicklung in den Stadten und Gemein-
den”

Sehr geehrter Herr Dr. Hofreiter,

zur Vorbereitung der am 27.06.2011 im Ausschuss fur Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
des Deutschen Bundestages vorgesehenen 6ffentlichen Anhérung zum o. g. Gesetzentwurf
Ubersenden wir IThnen beiliegend die gemeinsame Stellungnahme des Deutschen Stadtetages
und des Deutschen Stadte- und Gemeindebundes sowie die erganzende Stellungnahme des
Deutschen Landkreistages. Die Stellungnahmen beziehen sich auf den Referentenentwurf
vom 16.05.2011, dieser ist jedoch mit dem nun der Anhdrung zugrunde liegenden Gesetzent-
wurf der Fraktionen der CDU/CSU und FDP nahezu wortgleich.

Mit freundlichen Griif3en
In Vertretung

fﬁv\'ﬂ/u,

Folkert Kiepe

Anlagen

Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbéande
Ernst-Reuter-Haus, Stra3e des 17. Juni 112, 10623 Berlin; Telefon (0 30) 3 77 11-0; Telefax (0 30) 3 77 11-999
E-Mail: post@kommunale-spitzenverbaende.de; www.kommunale-spitzenverbaende.de



verlietzma
Textfeld
B E R A T U N G S U N T E R L A G E	    Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
           Bitte aufbewahren!	                  AUSSCHUSSDRUCKSACHE 17. WP
                                                                         Nr. 17(15)220-A




()

73 N
7 LS
e
Deutscher Stadte-
hﬂﬁ und Gemeindebund

24.05.2011/Kl
Bundesministerium fir Verkehr, Bau

und Stadtentwicklung Eszrl\kjg:ieat Kl(i]:meyer DST
Herrn MinDirig Dietmar Horn ’
| nva| idenstraBe 44 Telefon 0221 3771-287

. Telefax 0221 3771-180
10115 Berlin

E-Mail:

evamaria.niemeyer@staedtetag.de

per E-Mail: ref-sw10@bmvbs.bund.de

Aktenzeichen
61.05.00

Entwurf eines Gesetzes zur Starkung der klimagerechten Stadtentwicklung
in den Gemeinden
Ihr Schreiben vom 16.05.2011, lhr Zeichen: SW 10-4115.2/2; SW 11 -4121.2/1-1.5

Sehr geehrter Herr Horn,

fur die Zusendung des 0. a. Gesetzentwurfs und die Gelegenheit zur Stellungnahme danken
wir Thnen. Wir weisen aber darauf hin, dass uns in der Kirze der Zeit eine intensive Prifung
nicht moglich war und behalten uns mogliche weitergehende Anmerkungen fur das spéter
folgende Gesetzgebungsverfahren vor.

Das Ziel, mit der Novellierung des Baugesetzbuches eine klimagerechte Stadtentwicklung zu
starken, wird grundsétzlich beflrwortet. Hochst bedauerlich ist allerdings, dass das urspring-
lich als Gesamtpaket geplante Gesetzesvorhaben zum Klimaschutz und zur Stérkung der
Innenentwicklung nun trotz zahlreicher Schnittstellen und Synergien dieser beiden Zielrich-
tungen nunmehr kurzfristig in zwei Gesetzgebungsverfahren aufgespalten und damit fur die
Planungspraxis zu zusétzlichen Erschwernissen fihren wird. Dartiber hinaus wird nun auch
fur die Regelungen der klimagerechte Stadtentwicklung die Durchfiihrung eines Planspiels
wesentlich erschwert, wenn nicht gar unméglich gemacht. Die Erfahrungen aus friheren
Gesetzgebungsvorhaben haben gezeigt, dass die Durchftihrung eines Planspiels fr ein pra-
xisgerechtes Gesetzgebungsverfahren von essentieller Bedeutung ist.

Zu den Regelungen des Gesetzentwurfs im Einzelnen nehmen wir wie folgt Stellung:

Vorblatt
D. Finanzielle Auswirkungen auf die offentlichen Haushalte

Eswird unterstellt, dass den Stadten und Gemeinden durch das Gesetz keine zusétzlichen
Kosten entstehen. Dem kann so nicht zugestimmt werden. Aufgrund der gewachsenen Bedeu-
tung der Bekampfung des Klimawandels und der Anpassung an den Klimawandel werden
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diese Belange in der Bauleitplanung stets einen wichtigen Stellenwert einnehmen. Damit
verbunden sein wird auch eine zunehmende Spezifizierung der Arbeiten fir den Umweltbe-
richt nach 8§ 2 Abs. 4 BauGB (Ausgangszustand, Ermittlung der Auswirkungen und
Beschreibung von Mal3nahmen).

Die Datenlage in den Stadten und Gemeinden fur die Beschreibung des Umweltzustandes zu
Beginn der Planung liegt je nach Grolenordnung der Gemeinde aber in unterschiedlicher
Qualitat und Quantitét vor. Vorliegende Klimaschutzkonzepte werden nicht immer ausrei-
chen, um insbesondere auf der Ebene der vorbereitenden und verbindlichen Bauleitplanung
Kaltluftentstehungsgebiete, Warmeinseln oder Frischluftschneisen ermitteln und bewerten zu
konnen. Gemeindelberfliegungen zur Erzeugung adaquater Luftbilder zur Erfassung der ent-
sprechenden Ariale im Gemeindegebiet verursachen einen zusétzlichen Kostenaufwand.

Dass die klimagerechte Stadtentwicklung hohe qualitative und damit auch kostenintensive
Anforderungen an die Planungsleistung stellt, wird auch durch die geplanten Anderungen in
85 Abs. 2 Nr. 2 BauGB bestétigt: Demnach soll verstérkt eine Darstellung von stédtebauli-
chen Konzepten fur eine klimagerechte Stadtentwicklung im Fléachennutzungsplan erfolgen.
Entsprechende Aussagen in informellen stadtebaulichen Klimaschutz- oder Energiekonzepten
sollen somit zum Gegenstand der Flachennutzungsplanung gemacht werden. Das bedingt,
dass informelle stadtebauliche Konzepte bereits eine umfassende Auseinandersetzung mit den
Klimaschutzrelevanten Themenstellungen beinhalten missen, damit sie eine fundierte Abwé-
gungsbasisim Sinne des 8 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB als Grundlage eines

Sel bstbindungsbeschlusses der Gemeinde darstellen konnen.

Alsweiteres Beispiel fur eine bei Umsetzung der gesetzlichen Méglichkeiten zu erwartende
Kostensteigerung fur die Gemeinden verweisen wir auf unsere Anmerkungen zu Nr. 8, 8 136
BauGB, letzter Absatz.

Zu Artikel 1: Anderung des Baugesetzbuchs
ZuNr.3:81a

Der letzte Satz des neuen Absatzes 5 sollte gestrichen werden. Esist ohnehin Aufgabe der
Bauleitplanung, die 6ffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander ge-
recht abzuwagen. Der Umstand, dass hier die Berticksichtigung des neuen Grundsatzes in der
Abwégung ausdrticklich erwahnt wird, verleitet zu der Fehlannahme, dass der klimagerechten
Stadtentwicklung ab sofort eine gegeniiber anderen Belangen herausgehobene Bedeutung
beizumessen ist.

Im Verhaltnis zum Energiefachrecht (EEWarmeG, EEG, EnEG und EnEV etc.) kommt dem
Stéadtebaurecht vor allem die Funktion zu, die moglichst effektive Umsetzung der fachrechtli-
chen anlagenbezogenen Anforderungen flankierend zu unterstiitzen. Hierfir bietet das BauGB
bereits vielfaltige Handlungsoptionen. Das geltende Energiefachrecht setzt erganzend fur den
Neubausektor auch jetzt schon hohe Standards sowohl fur die energetische Qualitét von Ge-
bauden als auch fur den Einsatz erneuerbarer Energien.

Eine weitere Verschiebung der sich aus dem Energiefachrecht ergebenden — anlagenbezoge-
nen — Anforderungen in die — bodenbezogene — kommunale Bauleitplanung birgt ein
erhebliches Risiko fur die Wirksamkeit entsprechender Bebauungsplane: Schon die techni-
sche Komplexitét energiefachlicher Vorgaben stellt hohe Anforderungen. Zudem ist nicht zu
vernachlassigen, dass die bestehenden, bundesweit geltenden Vorgaben des Energiefachrechts
ein auch die Grundsétze der Verhdltnismaiigkeit berticksichtigendes Ergebnis der Abwagung
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unterschiedlicher Belange sind. Darliber hinaus wirkt sich die nicht zuletzt aufgrund europa
rechtlicher Vorgaben notwendige regelmaRige Anderung des Energiefachrechts auch
mittelbar auf Bebauungsplane mit entsprechenden Festsetzungen aus. diese wirden damit ihre
Funktion als auf Dauer angelegte, verlassliche Investitionsgrundlage verlieren. Energiefach-
recht und Bauleitplanung sollten daher nicht in Konkurrenz zueinander treten, sondern sich

— unter Beachtung ihrer unterschiedlichen Zielrichtungen — gegenseitig erganzen.

Durch die neue Formulierung des 8§ 1 a Abs. 5 BauGB, der nunmehr die Legaldefinition einer
klimagerechten Stadtentwicklung enthélt, hat der Gesetzgeber zwar einen globalen Ansatz
auch in die Bauleitplanung eingefihrt, dennoch gehen wir davon aus, dass sich — auch vor
dem Hintergrund des oben dargelegten V erhaltnisses zum Energiefachrecht — ein bodenrecht-
licher Bezug fur Mal3nahmen in der Bauleitplanung auch weiterhin ergeben muss. Diese
Einschétzung sehen wir auch durch 8 9 Abs. 1 BauGB bestétigt: Auch weiterhin sind Festset-
zungen des 8 9 BauGB nur ,,aus stadtebaulichen Grinden® moglich. Durch die Ergénzung des
81l aAbs. 5BauGB i.V. m. der Neufassung des 8 9 Abs. 1 Nr. 23 b) BauGB wird jedoch eine
erleichterte Argumentation flr Festsetzungen zugunsten der Erfordernisse des Klimaschutzes
maoglich sein.

ZUNr.6:811

Bei § 11 Abs. 1 Nr. 5 wére es winschenswert, in den Erléauterungen zu prazisieren, dass bei
vertraglichen Regelungen — bei Einhaltung der V oraussetzungen im Ubrigen — Anforderungen
an die energetische Qualitét vereinbart werden kénnen, die Uber die Anforderungen des Ener-
giefachrechts hinausgehen.

ZUNr.7:835Abs. 1

Die vorgeschlagene Umstellung des Grenzwertes bei den im AulRenbereich privilegierten
Biogasanlagen zur besseren Ausnutzbarkeit technischer Verbesserungen zur Erhéhung des
Wirkungsgrades ist sachgerecht und wird begriifdt, soweit damit nicht automatisch eine
Ausdehnung des Baukorpervolumens der Biogasanlage verbunden wird und/oder zusétzliche
Lieferverkehre entstehen.

Kritisch wird die Einfligung einer neuen Nr. 8 in den § 35 Abs. 1 BauGB gesehen, wonach
Solaranlagen an oder auf zuléssigerweise errichteten Gebauden kunftig privilegiert zuléssig
sein sollen, wenn die Anlage dem Gebaude baulich untergeordnet ist. Eine funktionelle Un-
terordnung ist nicht gefordert. Auch soll es nicht darauf ankommen, ob die erzeugte Energie
selbst verbraucht oder vollsténdig oder Uberwiegend in das 6ffentliche Netz eingespeist wird.
Ahnlich bei wie § 35 Abs. 4 Nr. 2 BauGB wird vorausgesetzt, dass es sich bei dem Gebaude
um ein zulassigerweise errichtetes Gebaude handelt. Dies ist dann der Fall, wenn es entweder
aufgrund einer Baugenehmigung errichtet wurde oder aber, falls eine Baugenehmigung nicht
erteilt wurde, das Gebaude bei seiner Errichtung nicht im Widerspruch zu § 35 bzw. den zu-
vor fir die Bebauung des Aul3enbereichs mal3geblichen bauplanungsrechtlichen V orschriften
stand. Dabel ist ausreichend, dass das Gebaude bei der Errichtung rechtmélidig war, eine spéte-
re Veranderung der Sach- oder Rechtslage ist unerheblich.

Esist zu beflrchten, dass daher auch bereits aufgegebene landwirtschaftliche Anlagen, die
beispielsweise in Landschaftsplanen als stédtebaulicher Missstand dargestellt werden, durch
die Anbringung von Solaranlagen kinftig in ihrem Bestand manifestiert werden konnten.
Darlber hinaus wére es schwer nachvollziehbar, dass die Errichtung von Anlagen zur Nut-
zung von Solarenergie beispielsweise auf einer grof¥flachigen, aufgegeben Stallanlage (deren
Beseitigung aus stadtebaulicher Sicht erforderlich wére) als ,, Tragerkonstruktion® privilegiert
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waére, eine mit vergleichbarer Flache ,,auf dem Boden” zu errichtende Freiflachenphotovol-
taikanlage dagegen nicht.

Die Privilegierung von Solaranlagen an oder auf Gebauden sollte daher unbedingt an die Aus-
Ubung einer tatsachlichen Nutzung des relevanten Gebaudes geknipft werden. Erforderlich ist
auch, 8 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB um die neue Nr. 8 zu erganzen.

ZuUNr. 8:8136

Die gesetzliche Klarstellung, auch in bebauten Gebieten koordinierende Mal3nahmen zum
Klimaschutz treffen und quartiersbezogene Mal3nahmen entwickeln zu kdnnen, wird begrafit.
Die grundsétzliche Zielsetzung einer Verbindung von energiegerechter Stadtentwicklung und
Stadtebauférderung, sowohl was die Definition stadtebaulicher Missstande in § 136 BauGB
als auch die Zielsetzung kunftiger Stadtebauforderungsprogramme angeht, ist seit Langem in
der Diskussion und entspricht den Forderungen der Stadte und Gemeinden. Die Erweiterun-
gen des stadtebaulichen Missstandsbegriffesin § 136 Abs. 2 und 3 BauGB sind von daher
zielfuhrend. Mit den Begriffen ,, Erfordernissen einer klimagerechten Stadtentwicklung” und
»energetische Beschaffenheit” , Gesamtenergieeffizienz der vorhandenen Bebauung” werden
ausreichend Beurteilungsspielraume fur die Annahme bzw. den Nachweis stadtebaulicher
Missstande im Zusammenhang mit Sanierungsmal3nahmen eréffnet.

Die Neufassung in § 136 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 BauGB sieht vor, dass bereits ein stédtebauli-
chen Missstand begriindet sein kann, wenn ein Gebiet ,,den Erfordernissen der klimagerechten
Stadtentwicklung nicht entspricht”. Auch wenn es in gebietsspezifischen Sonderstrukturen um
guartiersbezogene fehlende Frischluftschneisen und V egetation zur Beeinflussung des Mikro-
klimas oder Starkregen- und Hochwassergefahren gehen kann, bestehen Zweifel, ob dies
allein bereits fur die eigentumseinschrankenden Wirkungen der Sanierung ausreichend ist. In
der Regel ist alerdings ein ganzes Konvolut von Griinden/stadtebaulichen Misssténden aus
den vorbereitenden Untersuchungen ersichtlich, sodass es in der Praxis wohl stets der Fall

sein wird, das Erfordernis einer stédtebaulichen Sanierung nicht nur alleine auf Erfordernisse
der klimagerechten Stadtentwicklung zu stitzen.

§ 136 Abs. 3 Nr. 2 Buchstabe d) (neu) stellt einen weiteren Indikator als ,,insbesondere” zu
berticksichtigenden Aspekt dar; da aber die anderen insgesamt zwolf ,,insbesondere zu be-
rucksichtigen Belange gleichberechtigt nebeneinander stehen, bestehen keine Bedenken.
Allerdings sollte nicht unerwahnt bleiben, dass zur ,, Gesamtenergieeffizienz der vorhandenen
Bebauung und der Versorgungseinrichtungen des Gebietes* umfangliche Untersuchungen
erforderlich sind, die die Kosten der vorbereitenden Untersuchungen in die Hohe treiben wer-
den (vgl. auch insoweit unsere Anmerkungen zu den finanziellen Auswirkungen auf die
offentlichen Haushalte).

Zu Nr. 10: § 171 a Stadtumbau

Die Verankerung der klimagerechten Stadtentwicklung in § 171 a BauGB — Stadtumbau —
wird begruifdt. Durch die Neuformulierung in 8 171 a Abs. 2 Satz 2 nimmt der Gesetzgeber
nun neben dem ,, dauerhaften Uberangebot an baulichen Anlagen fiir bestimmte Nutzungen,
namentlich fir Wohnzwecke" ein weiteres typisches Beispiel auf, das die erheblichen stadte-
baulichen Funktionsverluste dokumentiert, namlich ,,die Erfordernisse einer klimagerechten
Stadtentwicklung”. Hier wird nach unserem V erstandnis somit die Moglichkeit eroffnet,
Stadtumbaugebiete auch unter energetischen Gesichtspunkten auszuweisen, wenn es nicht
gleichzeitig um den Riickbau eines dauerhaften Uberangebots an baulichen Anlagen fiir be-
stimmte Nutzungen geht.
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Konsequenter Weise muss dies dann aber auch eine Anderung im Rahmen der Stadtebaufor-
derung mit sich bringen. Als Entscheidungskriterium fur die Aufnahme in das
Stéadtebauférderungsprogramm ,, Stadtumbau West" wird u. a. die Strukturschwéche herange-
zogen. Die Erweiterung in 8 171 a Abs. 2 Satz 2 wirde nach den geltenden
Forderbestimmungen nur den Gemeinden zu Gute kommen, die bereits im Stadtumbaupro-
gramm beim Rickbau baulicher Anlagen geférdert werden. Es sollte daher eine Klarstellung
erfolgen, dass — unabhangig vom Kriterium der Strukturschwéache — auch Stadtebauférde-
rungsmittel fur Stadtumbaumal3nahmen zur Verfiigung gestellt werden, die der energetischen,
Klimagerechten Stadtentwicklung dienen. Mit Blick auf die Erreichung der Klimaschutzziele
der Bundesregierung sollte eine flachendeckende und umfassende Sanierung der Gebaudebe-
stéande im Bundesgebiet angestrebt werden. Daher erscheint es dringend notwendig, die
nachhaltige Forderung der energetischen Erneuerung sowohl anlagenbezogen auf Basis hier-
fur vorgesehener Forderprogramme als auch quartiersbezogen im Rahmen der
Stadtebauférderung zu verstarken.

Die Neuregelung in 8§ 171 aAbs. 3 Satz 2 Nr. 6 wird nicht beflrwortet: Zum einen schlieft
der bereits vorhandene Begriff ,, nachhaltig” das Kriterium der Klimagerechtigkeit ein, zum
anderen sind in diesem Zusammenhang alle zu bericksichtigenden Rechtsguter / Abwé-
gungsgegenstande mit dem ihnen im Einzelfall zukommenden Gewicht in die Abwagung
einzubeziehen. Die Formulierung ,,insbesondere klimagerechte Stadtentwicklung” kénnte zu
einem Vorrang dieses Aspektes flhren, der nicht in allen Fallen eine sachgerechte Abwagung
Zul8sst.

Das Ziel der nachhaltigen Erhaltung der Altbausubstanz wird grundsétzlich begrufét (8 171 a
Abs. 3 Satz 2 Nr. 7). Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass es in der Praxis zu Zielkonflikten
zwischen dem Klimaschutz, der stédtebaulichen Gestaltung und dem Erscheinungsbild von
Gebauden, dem Ortshild, dem Denkmalschutz und — nattirlich auch — den Interessen des
Eigentumers im Hinblick auf die entstehenden Kosten kommen wird.

ZUNr. 12: § 248 —neu

Mit den vorgeschlagenen Regelungen sollen geringfiigige Uberschreitungen der Festsetzun-
gen des Bebauungsplans zum Mal3 der baulichen Nutzung bei Mal3nahmen der nachtréglichen
Warmedammung oder des Eneuerbare-Energien-Warme-Gesetzes generell zuléssig seien.

Die Zielsetzung der Regelung wird begriidt. Hinsichtlich des Wortlautes und der systemati-
schen Einordnung schlagen wir vor, den Begriff , Abweichungen® beispielsweise durch

, Uberschreitungen” zu ersetzen. Der Begriff der , Abweichung” wird im Bauordnungsrecht
verwendet und umschreibt ein bauaufsichtliches Verfahren, mit dem ,, Abweichungen” von
bauaufsichtlichen Anforderungen zugelassen werden kdnnen. Zur Vermeidung von Begriff-
Uberschneidungen mit dem Bauordnungsrecht sollte daher eine andere Terminologie
verwendet werden.

Systematisch wére der Regelungsinhalt konsequenter Weise bei § 31 BauGB einzuordnen, da
es sich im Grunde um einen gesetzlich festgelegten Ausnahme- bzw. Befreiungstatbestand
handelt. Soweit es bei einer Sonderregelung in § 248 BauGB bleiben sollte, wére allerdings
eine Klarstellung des Verhdltnisses der Neuregelung zu der Vorschrift des § 31 BauGB auf-
zunehmen.

Zur Frage der ,, Geringfligigkeit* kdnnte in der Begriindung als Auslegungshilfe auf § 23 Abs.
3 Satz 2 BauNV O verwiesen werden.
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Zu inhaltlichen Unklarheiten fuhrt nach unserer Auffassung die einschrénkende V orausset-
zung ,,zur Erfullung einer Pflicht* unter Bezugnahme auf EnEV und EEWarmeG. Die EnEV
enthalt keine initiativ zu erfullende Verpflichtung, den bestehenden Gebaudebestand anzupas-
sen. Sieregelt lediglich die energetische Qualitét solcher Mal3nahmen, sofern sie — freiwillig
bzw. aus sonstigen Sanierungsgriinden — an Bestandsbauten durchgefihrt werden. Diese Qua-
litétsverpflichtung der ENEV entfallt schlief3lich ganz bei kleineren Mal3nahmen an den
AuRRenhtllen von Gebauden, wenn von der Mal3nahme nicht mehr als 10 % der jeweiligen
Bauteilflache betroffen ist. Wenn ein Bauherr z. B. aus Kostengriinden oder aus technischen
Erwagungen (zunachst) nur eine kleinere Teilflache sanieren lasst, treffen ihn die Verpflich-
tungen (z. B. die Dammstandards) der EnEV nicht. Diese Mal3nahmen vollziehen sich somit
aulRerhalb des Geltungsbereichs der EnEV im freiwilligen Handlungsbereich. Auch in diesen
Fallen kann es zu (geringfiigigen) Uberschreitungen des MafRes der baulichen Nutzung kom-
men.

Soweit auch diese Félle der geringfiigigen Uberschreitung von der generellen Zulassigkeit
erfasst werden sollen — was nach unserer Auffassung zu begrifRen ware — misste die Bezug-
nahme auf die ENEV neu formuliert werden. Gleiches gilt fir die Bezugnahme auf das
EEWarmeG: Dieses regelt nachtrégliche Mal3nahmen zu Installation von Anlagen im privaten
Gebaudebereich nicht und enthalt somit auch keine diesbeziiglichen Pflichten (mit Ausnahme
bestimmter Landesgesetzgebungen). Auch hier kdmen nur freiwillige Mal3nahmen in Be-
tracht, mit der Folge, dass die derzeitige Formulierung so ausgelegt werden konnte, dass

— mangels Bestehen einer gesetzlichen Pflicht zur Sanierung oder Nutzung erneuerbarer
Energien im Bestandsbau — die Erleichterungsvorschrift fur freiwillige Mal3nahmen nicht an-
wendbar wére.

ZU Nr. 12: § 249

Die Formulierung in Absatz 1 trégt durch die gewahlte Form der doppelten Verneinung in
Satz 1 nicht zur leichten Lesbarkeit und zum Verstandnis bei. Ohne Heranziehung der Be-
grundung ist der Gesetzestext kaum nachvollziehbar und sollte daher klarer gefasst werden.
Missverstandlich ist auch die Uberschrift ,, Sonderregelung”, da hierdurch der Eindruck er-
weckt wird, es handele sich um eine materielle Spezialvorschrift fir Windenergieanlagen, mit
der die tblichen stadtebaulichen Grundsétze fur die Flachennutzungsplanung bzw. Bauleit-
planung ,,aul3er Kraft“ gesetzt wirden. Diesist jedoch nicht der Fall.

Wir bitten darum, unsere Anregungen im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu
berticksichtigen.

Mit freundlichen Griif3en

7 LVCA//LL i o

Folkert Kiepe Norbert Portz
Beigeordneter Beigeordneter
des Deutschen Stadtetages des Deutschen Stadte- und Gemeindebundes
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Sehr geehrter Herr Horn,

fur die Zusendung des o. a. Gesetzentwurfs und die Gelegenheit zur Stellungnahme danken
wir IThnen. Angesichts mehrerer auswartiger Termine war es uns nicht méglich, an der Stel-
lungnahme des Deutschen Stadtetages und des Deutschen Stadte- und Gemeindebundes
mitzuwirken. Auch die angebotene Teilnahme an dem Bund-Lander-Gesprach als Ersatz fr
das wegen der neuen zeitlichen Dispositionen entfallene Gesprach mit den kommunalen
Spitzenverbanden am 27. Mai 2011 war uns aus denselben Grinden nicht mdglich. Auch wir
behalten uns madgliche weitergehende Anmerkungen fir das spéater folgende Gesetzge-
bungsverfahren vor.

Die Ausfihrungen der beiden anderen kommunalen Spitzenverbande zur Aufspaltung des
Gesetzgebungsverfahrens, zu den finanziellen Auswirkungen auf die offentlichen Haushalte
und die Anderung der 88 1a und 11 BauGB unterstiitzen wir.

ZUNr.7:835Abs. 1

Die vorgeschlagene Umstellung des Grenzwertes bei den im AufRenbereich privilegierten
Biogasanlagen wird von unseren Mitgliedern auf3erordentlich differenziert gesehen. Mehr-
fach sind wir darauf hingewiesen worden, dass die zuléssige zu erzeugende Leistung fur
privilegierte Anlagen — sollte der Entwurf Gesetzeskraft erlangen — nicht nur geringfigig,
sondern um ca. 40 % erhoht wird. Dies wird in aller Regel Auswirkungen auf die GroRRe des
nun fir eine Privilegierung vorgesehenen Baukérpers haben und ist im Ubrigen auch mit
erheblichen 6kologischen Nebenwirkungen verbunden: In einem Kreis in Schleswig-Holstein,
in dem sich innerhalb der letzten neun Monate die Zahl die Biogasanlagen von 72 auf 131
erhoht hat, werden bereits derzeit 22 % der gesamten landwirtschaftlichen Nutzflache im
Kreisgebiet bzw. 34 % der Ackerflache fur die Erzeugung von Rohstoffen fir Biogasanlagen
in Anspruch genommen. Die Flachen fir Futtermais sind in diese Anteile noch nicht einbe-
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zogen. Die zu erwartenden Auswirkungen sind erheblich: Neben der Flacheninanspruch-
nahme und der Forderung der Entstehung von Monokulturen sind u. a. die Sickerwasser-
problematik, die nicht ausreichend dimensionierten Wirtschaftswege, die Verfigbarkeit be-
zahlbarer Flachen fur die Landwirtschaft und auch die Auswirkungen auf den Tourismus zu
nennen. In den Gebieten mit hoher Anlagendichte fihrt dies zu der Forderung, die installierte
elektrische Leistung fir privilegierte Anlagen nach 8 35 Abs. 1 Ziffer 6 BauGB deutlich zu
begrenzen. Grol3ere Anlagen wéren dann nur Uber eine Bauleitplanung zu verwirklichen. Im
Rahmen der Abwéagung konnten dann auch die genannten Belange bertcksichtigt werden.

Zudem sollten die Privilegierungsvoraussetzungen um die Realisierung eines Warmeschutz-
konzepts (Mindestwarmenutzungsgrad von in der Regel 60 % bezogen auf die nach De-
ckung des prozessinternen Warmebedarfs nutzbaren Warme) — analog der Empfehlung des
EEG-Erfahrungsberichts 2011 — erweitert werden.

Daneben — und unabhangig von der Positionierung der Mitglieder zur GroRRe privilegierter
Biogasanlagen — wird empfohlen, Blockheizkraftwerke, die nicht im raumlichen und funktio-
nalen Zusammenhang mit einer Hofstelle errichtet werden, als zulassige Vorhaben im Au-
Renbereich in den Privilegierungskatalog des § 35 Abs. 1 Nr. 6 neu aufzunehmen (Satelliten-
Blockheizkraftwerke). Dabei wird ein Teil des Biogases nicht an der Biogasanlage selbst ver-
stromt, sondern zu einem in ca. ein bis funf Kilometer Entfernung gelegenen groRen Warme-
verbraucher (z. B. Ferkelaufzuchtbetrieb oder Gartenbaubetrieb mit groRem Gewachshaus)
versetzt, wo Biogas-Abwarme Heizél, Erdgas oder Kohle substituiert. Darliber hinaus gibt es
verschiedene Abwéarmenutzungskonzepte am Standort der Biogasanlage selbst, z. B. durch
Garresttrocknung, Holz- oder Hackschnitzeltrocknung. Allerdings sind derartige Warmenut-
zungen am Standort der Biogasanlage sowie Satelliten-Blockheizkraftwerke im Aul3enbe-
reich baurechtlich nicht oder nicht eindeutig zulassig: So sehen manche Genehmigungsbe-
horden die Trocknungsanlagen nicht mehr als von der Privilegierung der Biogasanlage er-
fasste Anlagenteile. Satelliten-Blockheizkraftwerke erreichen die Ublicherweise fiir eine mit-
gezogene Privilegierung geforderte Eigenverbrauchsquote von 50 % der erzeugten Energie
regelmafig nicht, da stets bereits die Halfte der Energie als Strom eingespeist wird und im
Sommer die Warme nicht vollstandig abgenommen wird. Auch im Innenbereich zur Versor-
gung von Krankenh&usern oder Wohngebieten wird die baurechtliche Zulassigkeit von Satel-
liten-Blockheizkraftwerken mitunter verneint. Die Schaffung einer Genehmigungsgrundlage
fur Satelliten-Blockheizkraftwerke im BauGB (sowohl fiir den AuRen- als auch durchgehend
fur den Innenbereich) sowie fiir sinnvolle Warmenutzungskonzepte ist daher hinsichtlich ei-
ner effizienten Energienutzung und des Klimaschutzes von besonderer Wichtigkeit. Zudem
sind wir darauf hingewiesen worden, dass eine Begrenzung der zulassigen Leistung Uber die
Gasmenge — in welcher H6he auch immer — nicht zweckmaliig sei, da die Mengen nicht
nachweisbar sind (Normbedingungen gemafR DIN 1343). Der Begriff des Normkubikmeter
Biogases sagt nichts aus Uber den Energiegehalt bzw. den Methangehalt des produzierten
Biogases. Jahresmengen der gelieferten Strommengen dagegen sind Uber die Energiever-
sorger aufgrund 8§ 52 EEG zu verdffentlichen und somit fur die Aufsichtsbehérde eine prifba-
re Tatsache.

Vorgeschlagen wird auch, bei einer Novellierung des § 35 Abs. 1 Nr. 6 die anderen Zulassig-
keitskriterien zu Uberprifen, da auch sie in der Genehmigungspraxis zu Problemen fiihren
kénnen. § 35 Abs. 1 Nr. 6 enthalt unbestimmte Rechtsbegriffe, Gber die vielfach in jedem
einzelnen Genehmigungsverfahren gestritten wird und durch die Lander-Erlasse und Recht-
sprechung meist restriktiv ausgelegt werden. Zu diesen Begriffen gehéren insbesondere:
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+ ,Im Rahmen eines Betriebs nach 8 35 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4“. Diese Voraussetzung
verhindert neue Kooperationsmodelle zwischen Landwirten, Gas- oder Warmeab-
nehmern und Versorgungsbetrieben und damit auch von technisch komplexeren An-
lagen oder Konzepten mit grof3erem wirtschaftlichen Risiko. Mitunter wird in der Ver-
waltungspraxis und der Rechtsprechung aus dieser Formulierung abgeleitet, dass
nicht nur ein raumlich-funktionaler Zusammenhang zu einem der o. g. Betriebe erfor-
derlich ist — das ist ohnehin im Buchstaben a) geregelt. Vielmehr sollen eigentums-
rechtliche Verhaltnisse eine Rolle spielen in dem Sinne, dass der Inhaber des o. g.
Betriebes — sofern er nicht gleichzeitig alleiniger Eigentiimer der Biogasanlage ist — in
einer Betreibergesellschaft den bestimmenden Einfluss innehat.

Dabei bleibt unklar und wird unterschiedlich gehandhabt, an welchen Kriterien sich
der bestimmende Einfluss bemisst (z. B. stimmrechtliche oder finanzielle Gesell-
schaftsanteile, Vertretungsberechtigung u. a.). In der Verwaltungspraxis ist es stets
problematisch, diese Kriterien — etwa anhand der Gesellschaftsvertrage — zu prifen.
Im Ubrigen finden haufig nach Abschluss des Genehmigungsverfahrens Betreiber-
wechsel statt, so dass es sich bei der Priifung dieser Kriterien nur um eine Moment-
aufnahme handeln kann. Es ist nicht erkennbar, welche stadtebauliche Relevanz die
Eigentumsverhaltnisse haben sollten, zumal sie bei anderen Privilegierungstatbe-
standen des § 35 Abs. 1 keine Rolle spielen. Aus stadtebaulichen Gesichtspunkten
erscheint das Erfordernis des raumlich-funktionalen Zusammenhangs ausreichend
und zielfhrend, um die Biogasanlagen ,an die Hofe zu binden®.

+ ,Biomasse aus nahegelegenen Betrieben®. Dieses Kriterium fiihrt stets zur Diskussion
des Begriffs ,nah®; wichtiger ist aber die Tatsache, dass hierzu als gesicherter Nach-
weis oft der Abschluss von langfristigen Liefervertragen verlangt wird. Der Zwang fur
Biogasanlagenbetreiber, langfristige Vertrage beibringen zu missen, wirkt sich in ho-
hen Pacht- und Substratpreisforderungen der Anbieter aus, ein Verzicht auf langfris-
tige Vertrage kdnnte somit den Preisdruck lindern.

Zur Einfligung einer neuen Nr. 8 in den § 35 Abs. 1 BauGB teilen unsere Mitglieder die kriti-
sche Einschatzung der beiden gemeindlichen Verbénde. Es sollte in der Begriindung ergan-
zend klargestellt werden, ob die Anlagen die ganze Dachflache in Anspruch nehmen dirfen
oder ob sie plan aufliegen missen oder auch von der Dachflaiche abgewinkelt werden diir-
fen.

Eine in der Praxis gerade beim Bau von Biogasanlagen regelmé&Rig auftretendes Problem
sollte bei der anstehenden Novellierung mdglichst auch Bertcksichtigung finden: Die Form
der Sicherung der Ruckbauverpflichtung des § 35 Abs. 5 sollte kritisch hinterfragt werden.
Dazu folgende Erlauterungen:

Entsprechend dem BauGB sowie den Aul3enbereichserlassen mancher Lander (z. B. Nord-
rhein-Westfalen) ist die Ruckbauverpflichtung durch Baulast oder in anderer Weise sicherzu-
stellen. Zwischen beiden Varianten besteht kein Rangverhdltnis, es soll grundsatzlich das
den Bauherrn am wenigsten beeintrdchtigende Mittel gewahlt werden. Wird eine Baulast
eingetragen, reicht dies in der Regel zur Sicherstellung aus, eine zusatzliche Bankbirgschaft
ware nicht erforderlich. Manche Auf3enbereichserlasse geben allerdings vor, dass es bei
einer Betreibergemeinschaft einer Biogasanlage zum Schutz des Landwirtes, auf dessen
Grundstick die Anlage errichtet wird, sinnvoll sein kann, die Rickbauverpflichtung durch
eine Bankbirgschaft anstelle einer nur den Grundeigentiimer belastenden Baulast sicherzu-
stellen. Dies gilt umso mehr, da bei einer Insolvenz der Betreibergesellschaft auch nicht
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mehr davon ausgegangen werden kann, dass es zu einer Umsetzung der bestehenden
Ruckbauverpflichtung kommen durfte.

Eine Bankbirgschaft/Sicherheitsleistung dirfte in der Regel das geeignetere Mittel sein, um
im Fall einer Insolvenz des Betreibers (oder des Grundstiickseigentiimers) tatsachlich einen
Ruckbau durchsetzen zu kénnen. Vor diesem Hintergrund sollte Gberlegt werden, ob das
heute noch bestehende Wahlrecht zumindest bei Anlagen, die eine Einspeisevergitung nach
dem EEG erhalten, abgeschafft und kinftig von vornherein eine Sicherheitsleistung gefordert
werden sollte. In manchen Kreisen haufen sich Félle, in denen ein Landwirt als Antragsteller
auftritt und nach Erteilung der Baugenehmigung (oder der immissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigung) Grundstucksteilungen vollzogen werden. So wird grundbuchlich der Standort der
Biogasanlage vom landwirtschaftlichen Betrieb getrennt und oftmals an eine Betreibergesell-
schaft Gbertragen. Nur auf diesem abgetrennten Grundstiick liegt dann die Baulast zur Absi-
cherung der Rickbauverpflichtung. Wenn die Betreibergesellschaft dann nach zwanzig Jah-
ren keine Einspeisevergitung nach dem EEG mehr erhalt, ware eine Insolvenz nicht un-
wahrscheinlich. Die Uber Baulast abgesicherte Riuckbauverpflichtung wird dann ins Leere
laufen.

Die Stellungnahme der gemeindlichen Verbande zu § 136, § 171a und § 248 unterstitzen
wir.

Zu Nr. 12: § 249

Viele unserer Mitglieder regen dringend an, die Lesbarkeit und damit das Verstandnis der
Vorschrift deutlich zu verbessern.

Sie werden Verstandnis dafur haben, wenn ich lThnen den ausdricklichen Wunsch unserer
Mitglieder Ubermittle, bei kiinftigen Novellierungen des Baugesetzbuchs zu dem von lhrem
Haus seit Jahrzehnten praktizierten Verfahren mit angemessenen Rickaufl3erungsfristen
zuriickzukehren.

Wir bitten darum, unsere Anregungen im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu bertcksichti-

gen.

Mit freundlichen GriRRen
In Vertret

Lo 5 de

Dr. Ralf Bleicher



